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Königreich Bayern. b) Kleinere Uebungsſtücke mit Beachtung reiner Intonation 
Miniſterial⸗Erlaß, die Reviſion der Satzungen der k. Muſikſchule und ſchönen Klanges. 
Würzburg betreffend. Bom 21. Auguſt 1877. | II. Stufe. 

Staatsminifterium des Innern für Kirchen- und a) Rekapitulation der allgemeinen Muſiklehre, verbunden 
Schulangelegenheiten. Seine Majeſtät der König mit den Grundzügen der Harmonielehre. N . 
haben allergnädigſt zu genehmigen geruht, daß für die Muſik⸗ b) Mehrſtimmige Chorſolfeggien mit Berückſichtigung einer 
ſchule Würzburg die nachfolgenden Satzungen nebſt Disziplinar⸗ kunſtgerechten Schattirung. 
vorſchriften mit dem Schuljahre 1877/78 in Wirkſamkeit treten. c) Studien mehrſtimmiger Geſänge mit Text unter beſon⸗ 

München, den 21. Auguſt 1877. derer Durchbildung einer guten Ausſprache und richti⸗ 

Dr. v. Fäuſtle. | gen Betonung. 
Der Generalſekretär: | : II. Stufe. ; 
Nr. 10928. Miniſterialrath v. Bezold. a) Chorſolfeggien von größerer Schwierigkeit. 
b) Studium größerer Chorwerke mit und ohne Begleitung 
Satzungen der k. Muſik⸗ Schule in Würzburg. unter beſonderer Rückſichtnahme auf durchdachten und 
Vom 21. Auguſt 1877. empfundenen Vortrag. 
I. Zweck und Dotation der Anſtalt. 2. Sologeſang: 2 
§. 1. Die k. Muſikſchule iſt Staatsanſtalt und hat den Zweck, Pe I. Stufe. 5 
a) Schülern beiderlei Geſchlechtes, denen es um ein Cgaliſirung der Stimmen, Uebung des Athems, der mezza 
ernſtliches Muſik⸗Studium zu thun iſt, eine möglichſt di voce und des Portamento. Studium des Solmiſirens und 
gründliche und umfaſſende muſikaliſche Ausbildung der Geſangsmanieren. ee 
zu geben und | 3 j ; 1 
b) als muftalicche Bildungsanſtalt der Angehörigen der | „,; i. eſang mit Worten, Vortragslehre, Abſchluß der Geſangs⸗ 
k. Univerſität, der k. Studienanſtalt und des k. Schul⸗ EN II. Stufe. 
lehrerſeminares zu Würzburg zu dienen. Ausbildung bis zur Löſung der Aufgaben der Konzert— 


F. 2. Die Dotation der Anſtalt wird durch die alljährlich und dramatiſchen Geſangsmuſik. 
eingehenden Honorare und ſonſtigen Einnahmen der Anftalt, | 3. Rhetorik und Poetik: 


dann durch den im jeweiligen Staatsbudget beſtimmten Zu⸗ I. Stufe. 
ſchuß aus Staatsfonds gebildet. Reinheit und Deutlichkeit der Ausſprache, Satzton, Wort⸗ 
II. Gliederung der Anſtalt, Lehrgegenſtände und ton, Beziehungston, der rhythmiſche Ton. 
Lehrplan. | II. Stufe. 
§. 3. Die k. Muſikſchule zerfällt in: Metrik und Poetik unter beſtändiger Zugrundelegung von 
1. eine Geſangsſchule, Muſtern. 
2. eine Inſtrumentalſchule, | III. Stufe. 


3. eine Muſiktheorieſchule. Schönheit des Vortrages, Vortrag des Didaktiſchen, Epi⸗ 
Außerdem wird zur Förderung allgemeiner Bildung Un- ſchen, Lyriſchen, Lektüre von Dramen. 
terricht in der Literatur: und Kunſtgeſchichte ertheilt. 4. Italieniſche Sprache: 
§. 4. Geſangsſchule. Grammatik mit mündlichen und ſchriftlichen Uebungen, 
1. Chorgeſang: Lektüre. 
I. Stufe. | 8.5. Inſtrumentalſchule. 
a) Muſikaliſche Elementarlehre und damit verbundene Treff: I. Klavierſpiel: 
und rhythmiſche Uebungen jeder Art. 5 ! a) als elementares: techniſche Entwicklung bis zu jener 
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Stufe der Fertigkeit, welche zur allgemeinen muſikaliſchen 
Bildung nothwendig iſt, 

b) als Spezialfach: vollkommene Ausbildung der Tech⸗ 
nik und des Vortrages, Studium von Solo- und En⸗ 
ſemblewerken der Kammer- und Konzertmuſik. 

2. Orgel: 

Kirchliches Orgelſpiel, Ausbildung im Konzertvortrag, Kennt⸗ 

niß des Orgelbaues. 
3. Die Streichinſtrumente: 

Violine, Viola, Violonzell, Kontrabaß und 
4. die Blasinſtrumente: 

Flöte, Oboz, Klarinette, Fagott, Horn, Trompete, Po: 
ſaune, ſowie 
5. die Pauke. 

Vollkommene Ausbildung der Technik, Uebung im Solo-, 
Kammer⸗Muſik⸗ und Orcheſterſpiel. 

8.6. Muſiktheorieſchule. 
1. Die Harmonielehre: 

Rekapitulation der allgemeinen Muſiklehre, Lehre von den 
Akkorden und ihren Fortſchreitungen, Modulationslehre und 
praktiſche Uebungen. 

2. Die muſikaliſche Theorie als Spezialfach: 

Kontrapunkt, Kanon, Fuge, Formenlehre und Inſtrumen⸗ 
tation. 

In den Enſembleübungen der Inſtrumental⸗ und Chorge⸗ 
ſangſchule erhalten befähigte Schüler auch methodiſche Anlei⸗ 
tung zum Dirigiren. 

§. 7. Literatur- und Kunſtgeſchichte. 

a) Geſchichte der deutſchen Literatur von den älteſten Zei⸗ 
ten bis zur Gegenwart. 

b) Lektüre und Erklärung ausgewählter Dichtungen. 

c) Ueberblick über die allgemeine Literaturgeſchichte. 

d) Ueberſichtliche Darſtellung der allgemeinen Kunſtg e⸗ 
ſchichte. 

§. 8. Lehrgang und Eintheilung des Lehrſtoffes werden 
hinſichtlich der allgemeinen Grundzüge von dem Direktor im 
Benehmen mit dem betreffenden Fachlehrer feſtgeſtellt und ſind 
in der ſpeziellen Anwendung und Kontrole des Erſtgenannten 
dem Letzteren überlaſſen. 

III. Leitung und Verwaltung, Lehr- und Dienſtper⸗ 
ſonale der Anſtalt. 

§. 9. Die k. Muſikſchule ſteht unter der Aufſicht der k. Re⸗ 
gierung von Unterfranken und Aſchaffenburg, Kammer des In⸗ 
nern, welche dieſelbe auf Grund der ihr vom k. Staatminiſte⸗ 
rium des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten zuge⸗ 
henden Weiſungen zu führen hat. 

In allen wichtigen Angelegenheiten iſt vom Direktor an 
die k. Kreisregierung zu berichten. 

§. 10. Das Perſonal der Anſtalt beſteht aus einem Di⸗ 
rektor, einer entſprechenden Anzahl von Lehrkräften und einem 
Beamten für die Kanzlei⸗, Kaſſa⸗ und Rechnungsgeſchäfte. 

Die Ernennung des Direktors erfolgt durch Seine Maje⸗ 
ſtät den König. Ebenſo kann die Aufnahme der ordentlichen 
Lehrer nur mit Allerhöchſter Königlicher Genehmigung geſchehen. 
Das übrige Perſonale wird vom k. Staatsminiſterium des In⸗ 
nern für Kirchen- und Schulangelegenheiten berufen. 

Die Verwaltung der Bibliothek und der Muſikalienſamm⸗ 
lung hat ein vom k. Staatsminiſterium des Innern für Site 
chen⸗ und Schulangelegenheiten beſtimmter Anſtaltslehrer unter 
Aufſicht des Direktors zu führen. 


9. 11. Der Direktor hat die unmittelbare Leitung und 
Verwaltung der Anſtalt und iſt für die Erreichung des Ge- 
ſammtzweckes derſelben verantwortlich. Er ſchlägt die zum Un⸗ 
terrichte jeweils nöthigen Lehrer vor. Er führt die Kontrole 
über alle Lehrfächer unbeſchadet jedoch der ſelbſtſtändigen durch 
den verordneten Lehrplan geregelten Bewegung der Lehrer. Er 
leitet die Prüfungen und führt den Vorſitz im Lehrerrathe. Es 
kommt ihm zu: die Verpflichtung des Lehr- und Adminiſtrativ⸗ 
perſonals vor dem Antritte des Amtes oder der Funktion und 
die Einweiſung deſſelben in ſeine Dienſtes-Obliegenheiten und 
Geſchäfte, ſowie die Aufſicht auf die genaue Beſorgung derſelben. 
Er unterzeichnet alle an die k. Regierung zu erſtattenden Be⸗ 
richte, ſämmtliche für die Muſikſchule zu machenden Ausferti⸗ 
gungen und öffentlichen Ausſchreibungen, ſowie die auszuſtel⸗ 
lenden Lehrzeugniſſe. 

Er haftet für den Vollzug aller an die Anſtalt ergehenden 
Weiſungen und der ſie betreffenden Verordnungen. Er hat da⸗ 
für zu ſorgen, daß über das Haus- und Lehrgeräthe, die Bi⸗ 
bliothek und Muſikalien⸗Sammlung genaue Verzeichniſſe geführt, 
und daß das geſammte Inventar, namentlich die muſikaliſchen 
Inſtrumente, in gutem Stande erhalten werden. 

8.12. Die Lehrer der Anſtalt haben den ihnen übertra⸗ 
genen Unterricht nach Maßgabe des Lehr- und Stundenplanes 
treu und pflichteifrig zu ertheilen und hierin, ſowie in allen 
übrigen dienſtlichen Beziehungen den Anordnungen des Direk⸗ 
tors ſich zu fügen. 

Die ordentlichen Lehrer der Anſtalt ſind ferner verpflichtet, 
den von Zeit zu Zeit ſtattfindenden Sitzungen, worin die wich⸗ 
tigeren Angelegenheiten des Unterrichtes und der Disziplin be⸗ 
rathen werden, beizuwohnen. 

Die Sitzungen werden von dem Direktor anberaumt und 
nach ſeiner Anordnung und unter ſeiner Leitung abgehalten. 
Demſelben bleibt es unbenommen, hierzu im Bedürfnißfalle auch 
Hilfslehrer der Anſtalt beizuziehen. 

Sitzungen haben regelmäßig ſtattzufinden: 

a) bei Beginn des Schuljahres zur Entſcheidung über 
die Aufnahme der Schüler, zur Eintheilung des Lehr⸗ 
ſtoffes und Feſtſetzung des Stundenplanes; 

b) am Schluſſe jeden Quartales zur Feſtſtellung der Zen⸗ 
ſuren des Fleißes, Verhaltens und der Fortſchritte 
der Schüler; 

c) am Schluſſe des Schuljahres zur Feſtſtellung der Jah⸗ 
reszeugniſſe der Schüler, 

außerdem ſo oft eine beſondere Veranlaſſung hierzu gegeben iſt. 

Die Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt und 
zu Protokoll gebracht. 

Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vor⸗ 
ſitzenden. 

Im Uebrigen ſind die dienſtlichen Beziehungen des Direk⸗ 
tors und der Lehrer zu einander, ſowie zur Anſtalt durch eine 
beſondere Dienſtes⸗Inſtruktion geregelt, welche denſelben bei ih⸗ 
rem Amtsantritte mitgetheilt wird und zu deren genauem Voll⸗ 
zuge ſie verpflichtet werden. 

§. 13. Dem Kaſſenverwalter der Anſtalt obliegt nach ei- 
ner ihm ertheilten beſonderen Dienſtesinſtruktion die Beſorgung 
der Kanzlei⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungsgeſchäfte unter der Auſſicht 
des Direktors. 

Die Verwaltung der Kaſſe- und Rechnungsgeſchäfte hat 
ſich nach den für das Staats-Kaſſa- und Rechnungsweſen be: 
ſtehenden allgemeinen Vorſchriften zu richten. 
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Die Reviſion und Beſcheidung der Rechnungen, ſowie die 
Kaſſa⸗Kuratel ſteht der k. Regierung von Unterfranken und 
Aſchaffenburg, Kammer des Innern, zu. 

IV. Schulordnungsmäßige Beſtimmungen. 

§. 14. Das Schuljahr beginnt am 1. Oktober und endigt 
am 1. Auguſt. Ferien finden ſtatt vom Freitag vor Palm: 
ſonntag bis zum Mittwoch nach Oſtern und vom 1. Auguſt bis 
30. September. 

Außer der Ferienzeit darf der Unterricht nur an Sonn⸗ 
und Feiertagen und den politiſchen Feſttagen unterbrochen 
werden. 

Das Ausſetzen einzelner Unterrichtsſtunden oder das Frei⸗ 
geben ganzer Arbeitstage iſt nicht geftattet. 

§. 15. Der Zutritt zum Unterrichte in der k. Muſikſchule 
it In⸗ und Ausländern ohne Unterſchied des Geſchlechtes ge: 
ſtattet. 

Diejenigen, welche den Unterricht in der Muſikſchule be⸗ 
ſuchen wollen, haben ihre Anmeldung an dem durch die öffent⸗ 
lichen Blätter bekannt zu machenden Anmeldungstage perſön⸗ 
lich bei dem Direktor zu bewirken. 

Eine Aufnahme nach Beginn des Schuljahres iſt nur zu: 
läſſig, wenn dieſe Verzögerung außer dem Verſchulden des 
Schülers liegt und durch den ſpäteren Eintritt der begonnene 
Unterricht der übrigen Schüler keine Beeinträchtigung erleidet. 

Die allgemeinen Vorbedingungen zur Aufnahme ſind: 

1. In der Regel ein Alter von 18 Jahren für die Schü: 
ler und von 16 Jahren für die Schülerinnen des Solo— 
geſanges, und ein Alter von mindeſtens 13 Jahren für 
die übrigen Schüler; 

. ausgejprochene muſikaliſche Anlagen; 

3. allgemeine, bei der Anmeldung zur Aufnahme durch 
legale Zeugniſſe nachzuweiſende Schulbildung, welche 
den Schüler befähigt, den Lehrvorträgen folgen zu 
können. 

Die beſonderen Vorbedingungen zur Aufnahme in die ein⸗ 

zelnen Spezialfächer ſind: 
1. Für den Sologeſang: 

Ein geſundes Organ, eine gute Stimme und Kenntniß der 
allgemeinen Muſiklehre. 

2. Für den Unterricht im Klavierſpiel: 

Techniſche Löſung der beiſpielsweiſe in Czerny's Schule 
der Geläufigkeit und in den leichteren Haydn'ſchen Sonaten 
geſtellten Aufgaben, ſowie die Kenntniß ſämmtlicher Dur- und 
Mollſkalen. 

3. Für den Unterricht im Orgelſpiel: 

Nöthige Befähigung im Klavierſpiel und Kenntniß in den 
Anfangsgründen der Harmonielehre. 

4. Für den Unterricht auf den Streichinſtrumenten: 

Befriedigendes Skalenſpiel wenigſtens in den erſten Poſi⸗ 
tionen. 

5. Für den Unterricht auf den Blasinſtrumenten: 

Die erforderliche körperliche Dispoſition und Kenntniß der 
muſikaliſchen Elementarlehre. 

6. Für den Unterricht im Kontrapunkte: 

Genaue Kenntniß der Harmonielehre. 

§. 17. Am Unterricht im Chorgeſange können als Hoſpi⸗ 
tanten auch ſolche Theil nehmen, welche ſich nur im Chorge— 
ſange ausbilden wollen. 

Die Vorbedingungen ſind: 

1. In der Regel ein Alter von 18 Jahren bei den Ho⸗ 


o 


ſpitanten, von 16 Jahren bei Hoſpitantinnen. 


2. Muſikaliſches Gehör und Kenntniß der Noten. 

3. Entſprechende allgemeine Schulbildung. 

§. 18. Alle neu eintretenden Schüler haben ſich einer un⸗ 
ter dem Vorſitze des Direktors abzuhaltenden Aufnahmsprüfung 
zu unterziehen, deren Ergebniß über die Aufnahme in die An⸗ 
ſtalt entſcheidet. 

Bei dieſer Prüfung hat ſich die Direktion in geeigneter 
Weiſe auch darüber zu vergewiſſern, ob die neu aufzunehmen⸗ 
den Schüler das erforderliche Maß allgemeiner Bildung beſitzen. 

Während der erſten drei Monate nach dem Eintritte kann 
jeder Schüler wegen Nichtbefähigung aus der Anſtalt entlaſſen 
werden. 

Ueber das Prüfungsergebniß iſt Bericht an die k. Kreis⸗ 
regierung zu erſtatten und hiermit die Vorlage eines Verzeich⸗ 
niſſes der aufgenommenen Schüler zu verbinden. 

Nach erfolgter Aufnahme und Eintheilung der Schüler ſind 
denſelben durch den Direktor in Gegenwart ſämmtlicher Lehrer 
die Satzungen und Disziplinar-Vorſchriften der Anſtalt zu 
verleſen. 

§. 19. Jeder Schüler iſt gehalten, ein Spezialfach zu ſei⸗ 
nem Hauptſtudium zu machen, die Wahl deſſelben iſt ihm mit 
Zuſtimmung ſeiner Eltern oder deren Stellvertreter überlaſſen. 

Den Schülern, welche ſich zum Lehrberufe ausbilden wol— 
len, kann das Studium mehrerer Spezialfächer von der Di: 
rektion geſtattet werden. 

Am Chorgeſangsunterrichte haben ſämmtliche Schüler und 
Hoſpitanten ohne Ausnahme, am Unterrichte in der Harmonie: 
lehre alle diejenigen Theil zu nehmen, welche die erſte Stufe 
des Chorgeſangsunterrichtes abſolvirt haben. 

Das elementare Klavierſpiel iſt für die Schüler der Solo— 
geſangs- und Theorieklaſſen, ſowie für diejenigen Schüler der 
Inſtrumentalklaſſen obligatoriſch, welche ſich zu Fachmuſikern 
ausbilden wollen. Die Schüler der Sologeſangsklaſſen haben 
außerdem am Unterrichte in der Rhetorik Theil zu nehmen; der 
Unterricht in der italieniſchen Sprache iſt für dieſelben fa= 
kultativ. 

An den Vorleſungen für Literatur- und Kunſtgeſchichte ha⸗ 
ben ſich alle Schüler der Anſtalt zu betheiligen, welche hierfür 
von der Direktion als qualifizirt erachtet werden. 

Eine Befreiung von der Theilnahme an dem einen oder 
dem anderen obligatoriſchen Unterrichtsfache kann nur in be⸗ 
ſonders berückſichtigungswerthen Fällen mit Genehmigung der 
k. Kreisregierung eintreten. 

8.20. Der Unterricht der Schülerinnen iſt, mit Aus⸗ 
nahme der Enſembleübungen, von dem der Schüler getrennt. 

§. 21. Das Honorar für den geſammten Unterricht be⸗ 
trägt auf das Schuljahr: 

a) für Schüler des Sologeſanges, des Klavierſpiels, der 
Orgel, der Violine, des Violonzells und der Mu⸗ 
ſiktheorie 80 M., 

b) für Schüler des Kontrabaſſes und der Blasinſtru⸗ 
mente 48 M. und iſt ratenweiſe am 2. November, 
2. Januar, 15. März und 1. Juni an die Kaſſe der 
Anſtalt zu entrichten. 

Das Honorar der Hoſpitanten der Chorgeſangsſchule be: 
trägt für das Schuljahr 20 M. und iſt in halbjährigen Raten 
am 2. November und 15. März zu entrichten. 

Außerdem haben am Beginne eines jeden Schuljahres alle 
Schüler und Hoſpitanten des Chorgeſanges — die neueintres 
tenden ſchon vor der Aufnahmsprüfung — eine Einſchreibge⸗ 
bühr von 5 Mark zu erlegen. 
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Nichtaufgenommene erhalten dieſe Gebühr zurück. 

Bei Verſäumniß des feſtgeſetzten Zahlungstermines wird 
der Honorarbetrag unter Aushändigung der betreffenden Quit⸗ 
tung gegen eine Zuſtellungsgebühr von 20 Pfg. durch den Die⸗ 
ner der Anſtalt eingehoben. 

Im Falle dieſe Maßregel keinen Erfolg hätte, ſo wird der 
Ausſchluß vom Unterrichte verhängt und am ſchwarzen Brette 
bekannt gegeben. 

Gänzliche oder theilweiſe Honorarbefreiung kann nur bei 
entſchiedenem Talente, wirklicher Dürftigkeit und anhaltendem 
Fleiße in der Regel erſt nach dem erſten halben Jahre des ge⸗ 
noſſenen Unterrichtes, und immer nur für die Dauer eines 
Schuljahres gewährt werden. 

Hierauf abzielende Geſuche find mit den nöthigen Zeugs 
niſſen belegt bei der Direktion einzureichen, welche hierüber die 
Entſcheidung der k. Kreisregierung erholt. 

Für Schüler des Klavierſpieles findet keine Befreiung vom 
Honorar ſtatt. 

Unwürdigen Schülern wird auf Antrag des Direktors die 
Honorarfreiheit entzogen. 

F. 22. Am Ende eines jeden Schuljahres werden unter 
dem Vorſitze eines Regierungs-Kommiſſärs von dem Direktor 
und dem Lehrperſonale der Anſtalt die Jahres- und Schluß: 
prüfungen abgehalten, deren Zeitpunkt auf Antrag des Direk⸗ 
tors von der k. Kreisregierung beſtimmt wird. 

Nach dem Ergebniſſe dieſer Prüfungen im Zuſammenhalte 
mit den über die Leiſtungen der Schüler während des Jahres 
gemachten Wahrnehmungen und ertheilten Zenſuren wird die 
Qualifikation in den einzelnen Unterrichtsfächern bemeſſen. 

Nach Beendigung der Prüfungen werden die den Schülern 
zu ertheilenden Zeugniſſe über ihre Fähigkeiten, ihr Betragen, 
ihren Fleiß und ihre Fortſchritte feſtgeſtellt. 

Schüler, welche die Anſtalt verlaſſen wollen, haben dieſes 
vor der Prüfung der Direktion anzuzeigen. 

Soferne deren muſikaliſche Ausbildung vom Lehrerrathe 
als vollendet angeſehen wird und dieſelben die Schlußprüfung 
mit Erfolg beſtehen, wird ihnen ein Schlußzeugniß nach dem 
Formulare Beilage I. ausgeſtellt. 

Schüler, welche noch in der Anſtalt verbleiben, erhalten 
ein Jahreszeugniß nach dem Formulare Beilage II. 

Außer den Jahres- und Schlußprüfungen können vom Di: 
rektor auch während des Schuljahres Prüfungen in einzelnen 
oder in ſämmtlichen Fächern abgehalten werden. 

Dieſen Prüfungen haben diejenigen Lehrer anzuwohnen, 
welche hierzu vom Direktor berufen werden. 

§. 23. Der regelmäßige Austritt kann nur nach abgeleg- 
ter Jahres- oder Schlußprüfung ſtattfinden. 

Es bleibt indeß jedem Schüler unbenommen (Minderjäh- 
rigen mit Einwilligung deren Eltern oder deren Stellvertreter) 
jederzeit freiwillig aus der Anſtalt auszuſcheiden. 

Dieſer Austritt iſt 8 Tage früher ſchriftlich anzumelden 
und entbindet von der Verpflichtung zum Erlage des Honorars 
für das ganze Schuljahr nur dann, wenn er auf Grund ärzt⸗ 
lichen Zeugniſſes oder beſonderer von der Direktion zu würdi— 
genden Verhältniſſe erfolgt. 

Den auf dieſe Weiſe austretenden Schülern wird auf Ans 
ſuchen ein Frequenzzeugniß nach Formular Beilage III. 
ausgeſtellt, in welchem die Zenſuren des Quartales eingetra⸗ 
gen werden, in welchem der Schüler ausgetreten iſt. In der 
Rubrik „Bemerkungen“ findet die Urſache des Austrittes Auf: 
nahme. 


Schüler, welche ohne vorherige Anzeige die Anſtalt verlaſ⸗ 
fen haben, werden ſpäter nicht mehr aufgenommen und verlie⸗ 
ren den Anſpruch auf jedes Zeugniß. 

8.24. Um dem Publikum Gelegenheit zu geben, von den 
Leiſtungen der Anſtalt Kenntniß zu nehmen, finden von Zeit 
zu Zeit muſikaliſche Produktionen der Schüler (Abendunterhal⸗ 
tungen) ſtatt. 

Mit einer größeren derartigen Produktion wird das Schul⸗ 
jahr geſchloſſen. 

Die Einladungen zu dieſen Produktionen bleiben der Di⸗ 
rektion vorbehalten. 

Um die Schüler an das Auftreten vor einem größeren 
Kreiſe von Zuhörern zu gewöhnen, finden auch ſogenannte 
Schüler-Abende ſtatt, zu denen außer dem Anſtaltsperſonale 
nur den Schülern und Hoſpitanten der Zutritt geſtattet iſt. 

Außerdem finden in der k. Muſikſchule Produktionen un: 
ter Mitwirkung der Lehrer gegen ein beſtimmtes Eintrittsgeld 
ſtatt, deren Einrichtung durch beſondere Beſtimmung geregelt iſt. 

§. 25. Am Schluſſe jeden Schuljahres iſt von dem Direk⸗ 
tor ein ausführlicher Rechenſchaftsbericht über den äußeren und 
inneren Zuſtand der Anſtalt an die k. Kreisregierung zu erſtat⸗ 
ten, mit welchem auch die ſämmtlichen Konferenz⸗Protokolle und 
das Vormerkungsbuch über die den Schülern zuerkannten Dis⸗ 
ziplinarſtrafen in Vorlage zu kommen haben. 

(Fortſetzung folgt.) 


Königreich Preußen. 
Erkeuntuiß des Königlichen Ober ⸗Verwaltungsgerichts, die Zu⸗ 
läſſigkeit des Verwaltungsſtreitverfahrens in ſtreitigen Schul⸗ 
und Küſterhausbauſachen, wie den Zeitpunkt für den Uebergang 
der Entſcheidung auf die Verwaltungsgerichte betreffend. 
Vom 30. Mai 1877. 
Im Namen des Königs. 

Auf den von der Königl. Regierung, Abtheilung für Kir 
chen⸗ und Schulweſen zu F., in der Küſter⸗ und Schulbauſache 
der Gemeinde G., 

wider 

den Kreisausſchuß des Kreiſes L. 

erhobenen negativen Kompetenzkonflikt, 
hat das Königliche Oberverwaltungsgericht in ſeiner Sitzung 
vom 30. Mai 1877, 

an welcher ꝛc. ıc. Theil genommen haben, 
für Recht erkannt, 

daß das Verwaltungsſtreitverfahren zuläſſig und der 

Kreisausſchuß des Kreiſes L. demgemäß gehalten, ſich 

der Entſcheidung der Sache zu unterziehen. 

Von Rechts Wegen. 
Gründe. 

Unter dem 27. Juli v. J. reichte der Amtsvorſteher der 
Aemter G. und W. der Königlichen Regierung zu F. durch Ver⸗ 
mittelung des Kreislandrathes einen Bericht ein, in welchem 
vorgetragen wurde, daß die Lehrerwohnung zu G. nicht die 
nöthigen Wohnräume darbiete, daß die Gemeinde G. vom 
Schulvorſtande und Amtsvorſteher vergeblich um Beſeitigung 
dieſes Mangels durch Herſtellung einer Giebelſtube angegangen 
ſei und auch die neuerdings in Wirkſamkeit getretene Gemein⸗ 
devertretung dieſen Bau abgelehnt habe. Es wurde um bal— 
dige Entſcheidung der Sache gebeten. 

Nachdem ein Grundriß der Lehrerwohnung eingefordert 
worden war, verfügte die Königliche Regierung unter dem 18. 
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September v. J. an den Landrath des Kreiſes L., daß ihrer⸗ 
ſeits die Anlage einer Giebelſtube für nöthig erachtet werde 
und daß über dieſen Bau, da es ſich um die Erweiterung der 
Küſter⸗Wohnung handle, die kirchlichen Organe zu beſchließen 
hätten und zu dem Zwecke das Erforderliche zu veranlaſſen ſei. 
Sollten dieſelben der Ausführung des Baues widerſprechen, 
ſo ſei die Sache zur reſolutoriſchen Entſcheidung vorzubereiten 
und einzureichen. 

Am 8. Oktober v. J. beſchloſſen ſodann Gemeindekirchen⸗ 
rath und Gemeindevertretung von G., ſich gegen den Bau der 
Giebelſtube zu erklären. 

Die Königliche Regierung zu F. überſandte hierauf, nach⸗ 
dem ihr der Beſchluß eingereicht worden war, die Akten wie⸗ 
derum dem Landrathsamte mit dem Bemerken, daß der Kreis⸗ 
ausſchuß in der Sache zu entſcheiden haben werde, da dieſelbe 
erſt durch jenen Beſchluß und ſomit nach dem 1. Oktober 1876 
eine ſtreitige geworden ſei. 

Der Kreisausſchuß des Kreiſes L. hat jedoch die Entſchei⸗ 
dung in der Sache wegen mangelnder Zuſtändigkeit durch Be⸗ 
ſchluß vom 8. Dezember v. J. abgelehnt und ausgeführt, daß 
der Schullehrer zu G. die Mängel ſeiner Wohnung bereits im 
Jahre 1874 zur Sprache gebracht und namentlich unter dem 
14. Juni 1876 ausführlich die Nothwendigkeit des Ausbaues 
einer Giebelſtube begründet habe. Nun ſei für die Frage der 
Zuſtändigkeit kein Gewicht darauf zu legen, daß bei den in 
Folge der Vorſtellungen des Lehrers gepflogenen Verhandlun⸗ 
gen früher nicht die kirchlichen Organe, ſondern ſolche Vertre⸗ 
ter zugezogen worden ſeien, welche über die Küſterei nicht zu 
befinden hätten. Denn es ſtehe feſt, daß die Königliche Regie⸗ 
rung ſelbſt in der Verfügung vom 18. September 1876 eine 
Entſcheidung getroffen habe, mithin ſei die Sache jedenfalls 
vor dem 1. Oktober 1876 anhängig gemacht worden. Letzteres 
ſei ſpäteſtens durch Einreichung derſelben an Königliche Regie⸗ 
rung Seitens des Landrathes geſchehen. 

In Folge dieſes Beſchluſſes hat die Königliche Regierung 
nunmehr den Kompetenzſtreit erhoben, und zwar auf Anwei⸗ 
ſung des Miniſters der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten und unter Bezugnahme auf einen Erlaß deſ— 
ſelben vom 15. Januar d. J., welcher ein unter dem 28. Ok⸗ 
tober 1876 von der Königl. Regierung zu F. in einer Küſter⸗ 
ſchulbauſache erlaſſenes Reſolut wegen Unzuſtändigkeit der Kö⸗ 
niglichen Regierung auf Grund des $. 173 des Zuſtändigkeits⸗ 
geſetzes vom 26. Juli 1876 aufhebt und zur Begründung die⸗ 
ſer Entſchließung Folgendes ausführt: 

Die Einleitung von Verhandlungen über die Aus: 
führung eines Küſterſchulbaues macht die Streitſache als 
ſolche nicht anhängig. Dies tritt vielmehr erſt dann 
ein, wenn ſich bei der Verhandlung Streitpunkte erge⸗ 
ben, welche der reſolutoriſchen Entſcheidung bedürfen. 
Die Anhängigkeit fällt in dieſen Sachen zuſammen mit 
dem Zeitpunkte, in welchem das Reſolut zu erlaſſen iſt, 
und hieraus folgt, daß die Verwaltungsbehörden ſeit 
dem 1. Oktober d. J. überhaupt keine Baureſolute mehr 
zu erlaffen, ſondern über hervortretende Streitpunkte die 
Entſcheidung der Verwaltungsgerichte herbeizuführen ha⸗ 
ben. Die entgegengeſetzte Auffaſſung würde dahin füh⸗ 
ren, die Anwendung des Geſetzes vom 26. Juli v. J. 
noch auf Jahre hinauszuſchieben, ohne daß hierzu ir⸗ 
gend welcher Anlaß vorliegt, da die einleitenden Ver⸗ 
handlungen auch in Zukunft den Verwaltungsbehörden 
verbleiben, und die Wirkſamkeit der Verwaltungsgerichte 


überhaupt nur dann eintritt, wenn ſich bei dieſen DVer- 
handlungen Streitpunkte ergeben, welche reſolutoriſcher 
Entſcheidung bedürfen. 

Es war, wie geſchehen, zu erkennen. 

Zunächſt unterliegt es keinem Zweifel, daß, wenn die hier 
fragliche Schulbauſache nach dem 1. Oktober 1876 im Sinne 
des $. 173 des Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 26. Juli 1876 (Ge: 
ſetz-Sammlung Seite 297) anhängig gemacht worden iſt, in 
derſelben die Verwaltungsgerichte zu entſcheiden haben. Wäh⸗ 
rend der §. 135 X. Nr. 3 der Kreisordnung vom 13. Dezem⸗ 
ber 1872 die reſolutoriſche bezw. interimiſtiſche Entſcheidung 
nur in ſolchen ſtreitigen Schulbauſachen, welche nicht gleichzei⸗ 
tig die Küſterei betreffen, den Kreisausſchüſſen übertrug, hat 
der letzte Abſatz des §. 78 des Geſetzes vom 26. Juli v. J. 
dieſe Zuſtändigkeit auch auf die Fälle, in denen die Schule mit 
der Küſterei verbunden iſt, ausgedehnt, und damit die Kom⸗ 
petenzzweifel, welche in der Praxis bezüglich der kombinirten 
Schul- und Küſterbauſachen entſtanden waren (vergl. das Re⸗ 
ſkript des Miniſters der geiftlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗ 
Angelegenheiten vom 13. Juli 1875), Miniſt.⸗Bl. für die in⸗ 
nere Verwaltung Seite 203), dadurch beſeitigt, daß nunmehr 
da, wo die Schulhäuſer zugleich die Küſterwohnung enthalten, 
den Verwaltungsgerichten jene Entſcheidung in allen ſtreitigen 
Bauſachen übertragen worden iſt. In dieſen Fällen ſind die⸗ 
jenigen, denen die Pfarrbaulaſt obliegt, die zum Bau und zur 
Unterhaltung der Schule Verpflichteten gemäß §. 37 Theil II. 
Titel 11 Allgemeinen Landrechts und ſomit auch im Sinne des 
erſten Abſatzes des §. 78 des Zuſtändigkeitsgeſetzes. 

Anlangend aber die Frage, ob die hier ſtreitige Schulbau⸗ 
ſache vor oder nach dem 1. Oktober 1876 anhängig geworden 
iſt, ſo kommt dabei Folgendes in Betracht: 

Das Zuſtändigkeitsgeſetz hat gleich der Kreisordnung lediglich 
die über die Nothwendigkeit und die Art der Ausführung von 
Schulbauten ſowie die über die Verpflichtung, zu den Bauko⸗ 
ſten beizutragen, entſtehenden Streitigkeiten den Verwaltungs- 
gerichten zur Entſcheidung überwieſen; im Uebrigen wird die 
Thätigkeit der Regierungen als Schulaufſichtsbehörden, welche 
dieſelben auch in Schulbauſachen durch die Fürſorge für die 
Herſtellung und Erhaltung der im Schulintereſſe nöthigen Bau⸗ 
lichkeiten zu üben haben, durch das Zuſtändigkeitsgeſetz nicht 
berührt; vor wie nach der Emanation des letzteren ſtehen den 
Regierungen jene Funktionen der Aufſicht zu, nur daß, wie ge⸗ 


dacht, die von ihnen bisher ausgehenden Entſcheidungen über 


Streitigkeiten in Schulbauſachen den Verwaltungsgerichten über⸗ 
tragen worden ſind. 

Indem nun $. 173 des mehrgedachten Geſetzes die zeitli⸗ 
chen Grenzen der Herrſchaft deſſelben in Beziehung auf die 
Zuſtändigkeit der Behörden, das Verfahren und die Zuläſſig⸗ 
keit der Rechtsmittel ordnet und dafür das Moment der Anz 
hängigkeit der Sachen am 1. Oktober 1876 als entſcheidend 
hinſtellt, kann der Begriff der Sachen, um welche es ſich hier 
handelt, nur aus den vorhergehenden Beſtimmungen eben je: 
nes Geſetzes erläutert und umgrenzt werden. Es kann daher, 
wo Schulbauſachen in Frage ſtehen, zur Beſtimmung des Zeit⸗ 
punktes der Anhängigkeit nicht eine Thätigkeit der bisherigen 
Behörden in Betracht kommen, welche mit der Entſcheidung 
von Streitigkeiten, wie ſie das Geſetz allein ordnet, in gar kei⸗ 
nem Zuſammenhange ſteht; vielmehr kommt es für jene Frage 
allein darauf an, ob, wenn Streitigkeiten im Sinne des §. 78 


) Deutſche Schulgeſetz-Sammlung 1875 Nr. 38. 


651 Preußen: Tagegelder kommiſſar. beſchüftigt. Beamten. V. 11. Juli 1877. 


Preußen: Umzugs- und Reiſe⸗Koſten⸗Sütze. Vom 21. Auguſt 1877. 652 


a. a. O. entſtanden ſind, dieſe zum Zwecke der Entſcheidung 
vor dem 1. Oktober 1876 an die bis dahin zuſtändige Schul⸗ 
aufſichtsbehörde gebracht worden ſind. Iſt dies der Fall, ſo 
iſt die Sache vor dem 1. Oktober 1876 anhängig gemacht, und 
es hat ſich dann jene Behörde auch noch nach dem 1. Oktober 
1876 der Entſcheidung zu unterziehen; andernfalls nicht, wobei 
übrigens die Schulaufſichtsbehörden, wenn ſie bei hervortreten⸗ 
dem Widerſpruche mit Rückſicht auf die zeitweilige Leiſtungs⸗ 
unfähigkeit der Bauverpflichteten oder auf ſchwebende Projekte 
wegen Theilung von Schulſyſtemen und Gründung neuer Schul⸗ 
anſtalten und dergleichen von einer weiteren Verfolgung der 
Sache, wie es namentlich bei größeren Bauten häufig der Fall 
iſt, vorläufig abſehen müſſen, damit ihre Zuſtändigkeit nicht 
auf die Entſcheidung von Streitigkeiten ausdehnen, welche etwa 
von Neuem hervortreten, ſobald die Sache demnächſt ſpäter 
wiederum aufgenommen wird. 

Die Annahme, daß die Anhängigkeit der fraglichen Sachen 
mit dem Zeitpunkte zuſammen falle, in welchem das Reſolut 
zu erlaſſen ſei, und daß demgemäß die Verwaltungsbehörden 
ſeit dem 1. Oktober 1876 überhaupt keine Baureſolute mehr zu 
erlaſſen hätten, trifft im Weſentlichen bezüglich derjenigen 
Fälle zu, in denen die Regierungen bisher, entgegen der Auf- 
faſſung der Bauverpflichteten über den Umfang des Baubedürf⸗ 
niſſes den letzteren von Aufſichtswegen durch Erlaß eines Re⸗ 
ſolutes feſtſtellten, und ſomit zugleich durch dies Reſolut über 
die beſtehende Differenz im Sinne des F. 78 a. a. O. entſchie⸗ 
den. Ein derartiges Reſolut kann allerdings nach dem 1. Oktober 
1876 überhaupt nicht mehr erlaſſen werden, da in allen dieſen 
Fällen die Sache erſt dadurch, daß die Aufſichtsbehörde eine von 
der der Bauverpflichteten abweichende Auffaſſung des Baube- 
dürfniſſes geltend macht, eine ſtreitige wird und als ſolche 
nach dem 1. Oktober 1876 bei den Verwaltungsgerichten an⸗ 
hängig zu machen iſt. 

In dem vorliegenden Falle unterliegt es keinem Zweifel, 
daß die Sache erſt nach dem 1. Oktober 1876 anhängig ges 
worden iſt, da die Bauverpflichteten, welche Partei ſind, über⸗ 
haupt erſt nach dieſem Termine gehört worden ſind, nämlich 
in ihrer Vertretung, dem Gemeindekirchenrathe und der Ge—⸗ 
meindevertretung, am 8. Oktober v. J., und lediglich ihr Wi⸗ 
derſpruch die Sache zu einer ſtreitigen macht und eine Ent⸗ 
ſcheidung erheiſcht. 

Weder die früheren Vorſtellungen des Lehrers können hier⸗ 
bei in Betracht kommen, noch die von der Königl. Regierung 
lediglich in Ausübung der Schulaufſicht erlaſſene Verfügung 
vom 18. September v. J., da vor dem 1. Oktober v. J. gar 
nicht konſtirte, ob der von dem Lehrer erhobene und von der 
Aufſichtsbehörde gebilligte Anſpruch von den Bauverpflichteten 
beſtritten und die Sache ſomit eine ſtreitige werden würde. 

Urkundlich unter dem Siegel des Königlichen Oberverwal⸗ 
tungsgerichts und der verordneten Unterſchrift. 

(L. S.) Perſius. 

O. V. G. Nr. 1261. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Tagegelder eines als Hilfsarbeiter bei 
einer Behörde kommiſſariſch beſchäftigten Beamten bei Dienſt⸗ 
reiſen außerhalb des derzeitigen Wohnortes betreffend. 
Vom 11. Juli 1877. 

Berlin, den 11. Juli 1877. 
Auf den Bericht vom 23. v. M. erwidere ich der König⸗ 
lichen Regierung, daß die Königliche Ober-Rechnungs-Kammer 
auf mein Erſuchen von dem Monitum zur Rechnung der Kö— 


niglichen Regierung von den Beſoldungen und allgemeinen Ver⸗ 
waltungskoſten pro 1875 bezüglich der dem kommiſſariſch be⸗ 
ſchäftigt geweſenen Kreis-Schulinſpektor N. zuviel gezahlten 
Diäten Abſtand genommen hat, daß aber das Verfahren der 
Königlichen Regierung durch die Berufung auf das Reſkript 
der Herren Miniſter der Finanzen und des Innern vom 16. 
April 1850 (Min.⸗Bl. f. d. innere Verwaltung Seite 92) nicht 
für gerechtfertigt zu erachten iſt. 

Das fragliche Reſkript iſt nämlich gegenüber dem Geſetze 
vom 24. März 1873 (Geſ.⸗Samml. S. 122) nicht mehr an⸗ 
wendbar und iſt es ſonach nicht zuläſſig, dem bei einer Be: 
hörde gegen den Fortbezug ſeines Gehaltes und Diäten kom⸗ 
miſſariſch beſchäftigten Beamten die vollen Tagegelder für vom 
Kommiſſionsorte unternommene Dienſtreiſen in dem Falle zu 
gewähren, wenn dem betreffenden Beamten für die Dauer des 
Kommiſſoriums niedrigere als die Tagegelderſätze nach dem Ge: 
ſetze vom 24. März 1873 gezahlt werden, wie denn die Be⸗ 
ſtimmungen des letzteren nur dahin aufzufaſſen ſind, daß die 
darin feſtgeſetzten Tagegelder für einen und denſelben Tag nur 
einmal beanſprucht werden dürfen, ein Grundſatz, welcher auch 
im 8. 3 der Allerhöchſten Verordnung, betreffend die Tagegel⸗ 
der und Reiſekoſten der Beamten der Staatseiſenbahnen vom 
30. Oktober 1876 (Geſ.⸗Samml. S. 451) ſeine Beſtätigung 
findet. 

Es kann ſomit ein etatsmäßig angeſtellter Beamter, der 
kommiſſariſch als Hilfsarbeiter beſchäftigt wird und in dieſer 
Stellung Dienſtreiſen zu unternehmen hat, beſondere Tagegel— 
der für letztere nicht liquidiren, wenn er in ſeiner Eigenſchaft 
als Hilfsarbeiter neben ſeinem etatsmäßigen Gehalte die vol- 
len Tagegelder nach dem Geſetze vom 24. März 1873 bezieht, 
wogegen er in dem Falle, daß ſeine Tagegelder als Hilfsarbei⸗ 
ter hinter dem geſetzmäßigen Satze zurückbleiben, den daran 
fehlenden Betrag für jeden Tag der Dienſtreiſe beanſpru⸗ 
chen kann. 

Hiernach hat die Königliche Regierung in Zukunft zu 
verfahren. 

Der Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
28 Im Auftrage: Greiff. 


die Königliche Regierung zu N. 
U. IV. 6984. 


Miniſterial⸗Erlaß, die Umzugs- und Reiſe⸗Koſten⸗Sätze verſchie⸗ 
dener Beamten -Klaſſen der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗ 
Verwaltung betreffend. Vom 24. Auguſt 1877. 

Berlin, den 24. Auguſt 1877. 

Der Hinweis im F. 9 des Geſetzes vom 24. Februar d. J., 
betreffend die Umzugskoſten der Staatsbeamten (Geſ.-Samml. 
S. 15**), auf $. 10 des Geſetzes vom 24. März 1873, betref⸗ 
fend die Tagegelder und Reiſe-Koſten der Staatsbeamten (Gef.- 
Samml. S. 122, bedingte eine Verſtändigung zwiſchen dem 
Herrn Finanz⸗Miniſter und mir über die Umzugs-Koſten-Sätze, 
die eintretendenfalls denjenigen Beamten des dieſſeitigen Reſ— 
ſorts zu gewähren ſind, welchen ein beſtimmter Dienſtrang 
nicht beigelegt iſt. 

Ich habe hierüber hinſichtlich derjenigen Beamten-Klaſſen 
des dieſſeitigen Reſſorts, in welchen häufiger Verſetzungen vor⸗ 
zukommen pflegen, mit dem Herrn Finanz: Minifter diejenige 
Vereinbarung getroffen, welche die beigefügte Ueberſicht ergiebt. 

In die Ueberſicht ſind, zur Erleichterung der Handhabung, 

*) Deutſche Schulgeſetz⸗Sammlung 1873 Nr. 32. 


) Deutſche Schulgeſetz⸗Sammlung 1877 Nr. 13. 
war] Deutſche Schulgeſetz „Sammlung 1873 Nr. 32. 
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auch ſolche dieſſeitige Beamten-Klaſſen aufgenommen worden, 
deren Mitgliedern ein beſtimmter Dienſtrang beigelegt iſt, ſofern 
bei ihnen Verſetzungen häufiger vorkommen. 0 

Indem ich die Königliche Regierung ꝛc. veranlaſſe, die bei⸗ 
liegende Ueberſicht bei Aufſtellung von Umzugs⸗ und Reiſekoſten⸗ 
Liquidationen für Beamte des dieſſeitigen Reſſorts fortan zum 
Anhalte zu nehmen, bemerke ich ausdrücklich, daß die Ueberſicht 
nur den Zweck hat, die betheiligten Beamten für den Fall, daß 
fie in die Lage kommen, Umzugs: und Reiſe⸗Koſten liquidiren 


zu dürfen, nach den allegirten Geſetzen zu klaſſifiziren, daß ih⸗ 
nen dadurch ein entſprechender Dienſtrang jedoch nicht beige⸗ 
legt wird, in dieſer Beziehung vielmehr die bisherigen Verhält⸗ 
niſſe unverändert bleiben. 

Der Minifter der geiſtlichen ꝛc. Angelegenheiten. 

3 In Vertretung: Sydow. 
ſümmtliche Königliche Regierungen, Pro⸗ 


vinzial⸗Schulkollegien, Konſiſtorien ꝛc. 
G. III. 3113 U. III. 


Ueberſicht der Umzugs- und Reiſekoſten⸗Sätze verſchiedener Beamten -⸗Klaſſen der geiſtlichen, Unterrichts- und Medizinal⸗Verwaltung. 


Umzugskoſten nach dem Geſetz 


Reiſekoſten nach der Verordnung 


vom 24. Februar 1877 vom 15. April 1876 


Bezeichnung 


Nr. * 


Beamten. 


Konſiſtorigl⸗Räthe, Propinzial⸗Schul⸗Räthe, Regierungs⸗Schul⸗ | 
Räthe, Regierungs⸗Medizinal⸗Räthe e 5 
.] Superintendenten, welche aus einem Pfarramt in den unmit⸗ 
telbaren Staatsdienſt treten R 
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ten ad 8. 1 
Desgl. der ordentlichen Lehrerſtellen an denſelben 


Erſte Seminarlehrer . . or 1 
Ordentliche Seminarlehrer und Seminarlehrerinnen 
Seminar⸗Hilfslehrer und Hilfslehrerinnen . 
Vorſteher und 1. Lehrer der Königlichen Präparanden⸗Anſtalten 
2. Lehrer derſelben 
Elementarlehrer 


Berlin, den 24. Auguſt 1877. 


Trans⸗ 5 
allgemeine | vortkoſten ae. für Zu⸗ 
Koſten 10 75 5. Diete, und 
8 neter Landweg.]Eiſenbahn] Abgang. 
ILM. EI. M. 
III. 50 — 10 — 12 —] — 60] — 13 3 — 
III. 500 — 10 — 2 |—I — 60] — 13 3 — 
III. 500 10 12 60 134. 3 — 
III. 500 — 10 — 12 —] — 60] — 13 3 — 
V. 240 — 1 9 — 1 — 401 — 131 3 — 
L 300 — S e 
IV. 300 — 8 —1 12 — — 60] — 13 3 — 
III. 500 — 1 10 — 12 —] — 60 131 3 
1 300 8 12 601 — 131 3 — 
W 240 7 9 40 21 838 
VI. 180 — 6 6 40 104-2 
IV. 30 -[ 8 = 2 60 — 12] 3 
IV, 300 — 8 12 60 1341 3 — 
IV. 300 — 8 — 12 — 1 — 60 — 13] 3 — 
V. 240 — 7 9e | 
VII. 10 — 5 — 4 50 — 30] — 10 2 — 
* 240 — kB be 9 I—I — 40 — 134 3 — 
VII. 150 — 5 — 4 50] — 30 — 101 2 — 
VII. 150 — 5 — 4 50] — 30] — 10] 2 — 


Der Minifter der geiftlichen ꝛc. Angelegenheiten. 
In Vertretung: Sydow. 


Verfügung der Königlichen Regierung zu Münſter, die Förderung 
des Turnunterrichtes in Mädchenſchulen betreffend. 
Vom 18. Februar 1876. 


Münſter, den 18. Februar 1876. 

Bei dem wichtigen Einfluſſe, welchen turneriſche Uebungen 
auch bei Mädchen auf die geſunde Entwickelung, Haltung und 
Bewegung des Körpers, ſowie auf die Belebung und Erfri⸗ 
ſchung der geiſtigen Kräfte ausüben, haben wir unter Billigung 
Sr. Exzellenz des Herrn Miniſters der geiſtlichen ꝛc. Angelegen- 
heiten den lebhaften Wunſch und empfehlen den Kreisſchulin⸗ 
ſpektoren, ihre Fürſorge dahin zu richten, daß an allen höhes 
ren Töchterſchulen das Turnen innerhalb der für das weibliche 
Geſchlecht nöthigen Grenzen und mit den gebührenden Modi⸗ 
fikationen regelmäßig und mit Ernſt betrieben werde. Es iſt 
dies auch ſchon aus dem Grunde wichtig, weil durch das an⸗ 
dauernde Sitzen in der Schule und bei Anfertigung der ſchriſt⸗ 
lichen Arbeiten zu Hauſe leicht krankhafte Dispoſitionen des 
Körpers, wie Rückgradverkrümmungen u. |. w. ſich entwickeln, 
gegen welche ein planmäßiges Turnen und beſonders die leich⸗ 
teren und den Mädchen wohl anſtehenden Freihandübungen 
ein heilſames Präſervativ oder, wo dieſe körperlichen Schäden 
eingetreten, ein wirkſames Gegengewicht bilden. Wir veran⸗ 


laſſen deshalb Ew. ꝛc., in geeigneter Weiſe durch Verhandlun⸗ 
gen mit den Kuratorien und Direktionen gedachter Anſtalten, 
das Intereſſe für das Mädchenturnen anzuregen, entgegenſte⸗ 
hende Vorurtheile nach Kräften zu beſeitigen und über die 


Auswahl und Ausführung der für Mädchen beſonders paſſen⸗ 


den Uebungen Anleitung zu geben. Ueber den Erfolg Ihrer 
desfallſigen Bemühungen wollen wir nach 6 Monaten Bericht 
erwarten. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. 


An 
ſämmtliche Herren Kreis⸗Schulinſpektoren. 


Verfügung der Königlichen Regierung zu Düſſeldorf, die Erthei⸗ 
lung von Unterricht durch Lehramts⸗Aspiranten 2c. betreffend. 
Vom 17. September 1877. 

Düſſeldorf, den 17. September 1877. 

Es iſt in neuerer Zeit innerhalb unſeres Verwaltungsbe⸗ 
zirkes wiederholt vorgekommen, daß Schulvorſtände beziehungs⸗ 
weiſe Lokalſchulinſpektoren ohne unſere vorgängige Genehmigung 
Lehramts-Aspiranten oder noch nicht angeſtellte Lehrperſonen 
mit der Ertheilung von Unterricht an den ihnen unterſtellten 
Schulen betraut haben. — 

Wir ſehen uns deshalb unter Bezugnahme auf die Zirku: 
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lar⸗Verfügung vom 15. Juli 1872 (J. V. A. 3009), ſowie auf 
die bei Giebe Verordnungen S. 45 mitgetheilten Verfügun⸗ 
gen vom 14. November 1873 (I. V. A. 8008) und vom 10. 
Februar 1874 (I. V. A. 1021) veranlaßt, ein derartiges Ver⸗ 
fahren, welches den dieſerhalb ergangenen ausdrücklichen Be⸗ 
ſtimmungen ſchnurſtracks zuwiderläuft, wiederholt auf das ernſt⸗ 
lichſte zu unterſagen. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für die Kirchenverwaltung und das Schulweſen. 
v. Schütz. 
An 
ſämmtliche Herren Kreisſchulinſpektoren, 


Stadtſchulinſpektionen, Landraths⸗ und 
Bilrgermeifterei-Aemter. 


Kaiſerthum Oeſterreich. 


Erlaß des Miniſters für Kultus und Unterricht vom 17. Sep⸗ 


tember 1877, 3. 15398, an ſämmtliche Landesſchefs, mit Aus- 

nahme jener von Niederöſterreich und Bukowina, betreffend den 

Vorgang in Bezug auf Bauführungen bei Objekten, die auch von 
dem Religionsfondsbeitrage getroffen werden. 


Zur Erläuterung der §§. 9 und 34 der hierortigen Ver⸗ 
ordnung vom 25. März 1875*) beehre ich mich 


.. . zu bemerken, daß Baukoſten nur dann behufs Herab⸗ 


minderung des Religionsfondsbeitrages im Sinne der erwähn⸗ 
ten Beſtimmungen zu berückſichtigen ſein werden, wenn die 
Nothwendigkeit der Bauführung außer allem Zweifel ſteht, weß⸗ 
halb es ſich wenigſtens bei größeren Bauſtellungen Seitens ei⸗ 
nes zum Religionsfondsbeitrage verpflichteten Benefiziaten oder 
Konvents empfehlen würde, von dem Baue noch vor deſſen 
Inangriffnahme der Regierung Anzeige zu erſtatten. Wo eine 
Bauführung nach den Vorſchriften des Konkurrenz-Verfahrens 
eingeleitet wird, entfällt ſelbſtverſtändlich die Nothwendigkeit 
einer derartigen ſpeziellen Anzeige. Es wird jedoch immer den 
Bezirkshauptmannſchaften und Baubehörden obliegen, auch in 
Konkurrenzfällen, inſoweit durch den Bau der Religionsfonds⸗ 
beitrag beeinflußt werden könnte, in Wahrung dieſes ſtaatli⸗ 
chen Intereſſes auf möglichſte Sparſamkeit und Einfachheit zu 
dringen. 


*) Deutſche Schulgefeg-Sammt. 1875 Nr. 39 u. ff. 


Die „Deutſche Schulzeitung“, 

Central⸗Organ für gm Deutſchland, herausgegeben von 

Fr. Eduard Keller, 

enthält in Nr. 41: Amtliches. Leitartikel: Allgemeine Unterrichtsſtatiſtik 
des Preußiſchen Staats. Die 32. Verſammlung deutſcher Philologen und 
Schulmänner zu Wiesbaden. Bericht über den 4. allgemeinen deutſchen Se⸗ 
minarlehrertag, abgehalten zu Neuwied vom 24.—26. September 1877. Kor⸗ 
respondenzen: Berlin (Statiſtiſche Nachweiſungen über die Volksſchulen. 
Dispenſation der Schulkinder vom Schulbeſuche. Schulunterricht der Militär⸗ 


kinder. Perſonalien); Schleswig (GHolzſchnitzſchule); Budapeſt (Ungariſches 
Schulweſen). Berliner Nachrichten. Vermiſchtes: Afrika. Tod⸗ 
tenſchau. Vakante Lehrerſtellen. Anzeigen. — 


professor Bopp's 


ikaliſche, chemiſche und metriſche Lehrmittel 
Wee 1 ſMiitelſhnlen 


Phyſikaliſcher Apparat mit Anleitung, chemiſcher und metriſcher Apparat, in 
Farben ausgeführte Wandtafeln für Naturlehre mit Text, Schulmodell des 
Schreib⸗Telegraphen mit Anleitung ꝛc. ꝛc. find im Selbſtverlage des 
Herausgebers in neuen Ausgaben erſchienen und in kontrolirten Exemplaren 
nur direkt aus demſelben zu beziehen. 

Beſtellungen und Verzeichniſſe unter der 


Adreſſe: C. Bopp, Profeſſor in Stuttgart. 


Wilhelm Freund's 


Sechs Tafeln 
der griechischen, römischen, deutschen, englischen, 
französischen und italienischen 
Literaturgeſchichte. 


Für den Schul- und Selbstunterricht. 
I.—III. in 2. Auflage. 


Kritische Sichtung des Stoffes, Auswahl des Bedeutendsten, sachgemässe 
Eintheilung und Gruppirung desselben nach Zeiträumen und Fächern, 
Uebersichtlichkeit des Gesammtinhalts, endlich Angabe der wichtigsten 
bibliographischen Notizen waren die leitenden Grundsätze bei Ausar- 
beitung dieser Literaturgeſchichts. Tafeln. 
Preis jeder einzelnen Tafel 50 Pfge. 


Wie studirt man Philologie? 


Eine Hodegetik für Jünger dieser Wissenschaft 


von 
Wilhelm Freund. 
Dritte, vermehrte und verbesserte Auflage. 
Preis 1 M. 50 Pfge. 

Inhalt: I. Name, Begriff und Umfang der Philologie. — II. Die 
einzelnen Disziplinen der Philologie. — III. Vertheilung der Ar- 
beit des Philologie-Studirenden auf 6 Semester. -- IV. Die Bi- 
bliothek des Philologie-Studirenden. — V. Die Meister der phi- 
lolog. Wissenschaft in alter und neuer Zeit. 


Allen Primanern empfohlen! 


PRIMA, 


eine methodisch geordnete 


Vorbereitung für die Abiturienten - Prüfung. 


In 104 wöchentlichen Briefen für den zweijährigen Primaner- Cursus 


von 
Wilhelm Freund, 

ist jetzt vollständig erschienen und kann je nach Wunsch der Besteller 
in 3 Quartalen zu 3 Mark 25 Pfge. oder in 2 Jahrgängen zu 13 Mark 
bezogen werden. Jedes Quartal sowie jeder Jahrgang wird auch ein- 
zeln abgegeben und ist durch jede Buchhandlung Deutschlands und des 
Auslandes zu erhalten, welche auch in den Stand gesetzt ist, das erste 
Quartalheft zur Ansicht und Probenummern und Prospeete gratis zu 
liefern. Günstige Urtheile der angesehensten Zeitschriften über die 
„Prima“ stehen auf Verlangen gratis zu Diensten. 


Verlag von Wilhelm Violet in Leipzig. 


Im Kommiſſions⸗Verlage von J. B. Lange in Gneſen iſt erſchie⸗ 
nen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Leitfaden 
für den Geſchichtsunterricht in utraquiſtiſchen Volksschulen. 
Den Lehrern ſeines Aufſichtskreiſes dargeboten 
von A. Klewe, Königl. Kreis⸗Schulinſpektor zu Gneſen. 

Erſter Jahreskurſus, enthaltend: die Gegenwartkunde und die alte 
und mittlere deutſche Geſchichte. 1876. 5 
5 1 le i die neuere deutſche und branden⸗ 
urgiſch⸗preußiſche Geſchichte. 1877. N 

? Preis eines jeden Kurſus: 40 Pf. 

Das von der Königl. Regierung in r „Amtliche 
Schulblatt für die Hopf Poſen“ urtheilte in Nr. 21 vom Jahre 
1876 unter „Nichtamtliches“ fiber den erſten Jahreskurſus: Das Buch, 
empfiehlt ſich durch die Sorgfalt, welche auf die Auswahl des Stoffes 
zu dem vorliegenden Zwecke und auf eine einfache, auch für polniſche 


Kinder leicht faßliche Darſtellung verwandt worden iſt.“ 1171 


Empfehle meine Weine, unter Garantie für deren Neinheit: Noth⸗ 
wein zu 90 und 80 Pf. und Abrblümchen zu 1 M., Weißwein zu 60 Bi. 
pr. Liter in Gebinden von 18 und 36 Liter an. . 1118 

P. Becher, Lehrer in Altenahr (Kreis Ahrweiler). 


franco zugeſandt von Richter's Veriags-Auflalt in 
Leippig. Kein Kranker verſäume, ſich den Auszug 
kommen zu laſſen. I 
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Für die Redaktion verantwortl.: Fr. Eduard Keller in Berlin 80. Michgelkirchplatz 7. — Kommiſſ.⸗Verl. v. Robert Oppenheim in Berlin W. Karlsbad 6 
Druck von F. Striewing in Landsberg a. W. 


